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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

(18. ÄndG LAG) 

— Drucksache IV/3383 — 

über den von den Abgeordneten Dr. Rutschke, Weber (Geor- 
genau), Schmidt (Kempten), Dr. Danz, Reichmann und Genossen 
eingebrachten Entwurf eines Achtzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (18. ÄndG LAG) 

— Drucksache IV/3346 — 


A. Bericht des Abgeordneten Kuntscher 


I. Im allgemeinen 

Der Initiativentwurf und der Regierungsentwurf 
eines Achtzehnten Gesetzes zur Änderung des La- 
stenausgleichsgesetzes wurden in der 187. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 25. Mai 1965 in 
erster Beratung erörtert und dem Ausschuß für den 
Lastenausgleich federführend und dem Haushalts- 
ausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung über- 
wiesen. Der Ausschuß für den Lastenausgleich hat 
die beiden Vorlagen in seinen Sitzungen am 6., 13. 
und 20. Mai, 15. und 16. Juni 1965 beraten und legt 
als Ergebnis einen in der Schlußabstimmung einstim- 
mig beschlossenen Entwurf vor. 

Der vorliegende Entwurf stellt die in dieser Le- 
gislaturperiode bedeutsamste Novelle zum Lasten- 
ausgleichsgesctz dar. Mit ihm wird der Lastenaus- 
gleich durch weittragende Verbesserungen in drei 
Schwerpunkten fortentwickelt. 

Entsprechend den Erwägungen der Bundesregie- 
rung im Regierungsentwurf hält es der Ausschuß 
für geboten, im sozialen Bereich die Leistungen zur 
Bestreitung des Lebensunterhalts anzuheben und 
der Entwicklung auf anderen Gebieten des sozialen 
Leistungsrechts anzupassen, über die im Regie- 
rungsentwurf vorgesehene Erhöhung der Sätze der 
Unterhaltshilfe und des Selbständigenzuschlags hin- 


aus erscheint dabei ein weiterer Ausbau der Alters- 
versorgung ehemals Selbständiger angebracht; dies 
soll vor allem durch Einräumung eines besonderen 
Freibetrags für diesen Personenkreis geschehen. 
Daneben hält es der Ausschuß für notwendig, wie 
früher Selbständige auch mithelfende Familienan- 
gehörige jüngerer Jahrgänge in die Unterhaltshilfe 
einzubeziehen. Schließlich soll in diesem Bereich 
der für 1966 zu erwartenden weiteren Rentenan- 
passung schon jetzt durch Erhöhung der hierfür 
maßgebenden Freibeträge Rechnung getragen wer- 
den. 

Vor allem hält es der Ausschuß für unerläßlich, 
die Leistungen zur Abgeltung von Vermögensschä- 
den angemessen zu verbessern. Er schlägt deshalb 
eine beträchtliche Erhöhung der Grundbeträge der 
Hauptentschädigung, insbesondere im Bereich der 
mittleren und auch höheren Schäden, verbunden 
mit einer Anhebung der Schadensbeträge bei klei- 
neren Betriebsvermögen vor. Dem endgültigen Ab- 
schluß der Hausratentschädigung soll im wesent- 
lichen die Gewährung einer 4. Rate an unmittelbar 
Geschädigte dienen. 

Nachdem die 17. Novelle eine Aufstockung der 
Mittel für Aufbaudarlehen im Rechnungsjahr 1965 
gebracht hatte, soll der Eingliederungszeitraum 
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nunmehr grundsätzlich um zwei weitere Jahre ver- 
längert und hierfür jeweils ein Betrag von 
200 Mio DM zur Verfügung gestellt werden. 

Auf der Abgabenseite des Lastenausgleichs ist 
neben den bereits im Regierungsentwurf vorgese- 
henen Vergünstigungen bei der Hypothekenge- 
winnabgabe eine Stundung der Vermögensabgabe 
für anerkannte Sowjetzonenflüchtlinge mit Vermö- 
gensschäden in der SBZ vorgesehen. 

Weitere Änderungen ergeben sich aus der An- 
passung an andere Gesetze, aus der zwischenzeit- 
lichen Rechtsprechung sowie aus der Angleichung 
anderer Gesetze an die Entwicklung des Lastenaus- 
gleichsrechts. 

II. Im einzelnen 

Zum Ersten Abschnitt (Änderung von Gesetzen) 
Zu § 1 (Änderung des Lastenausgleichsgesetzes) 

Zu Nr. 1 (§ 55 a LAG) 

Der Ausschuß hält es für erforderlich, den aner- 
kannten Sowjetzonenflüchtlingen über die bisherige 
Regelung des § 55 a LAG hinaus durch Stundung der 
Vermögensabgabe ab 1. Juli 1965 entgegenzukom- 
men. Der Stundungsbetrag soll auf der Grundlage 
des nach dem Beweissicherungs- und Feststellungs- 
qesetz festgestellten Schadens und des sich hieraus 
ergebenden fiktiven Erhöhungsbetrags an Haupt- 
entschädigung (wenn dieser Schaden nach den 
Grundsätzen des LAG abgegolten würde) ermittelt 
werden. Der Stundungsbetrag errechnet sich in der 
Weise, daß der vorgenannte Erhöhungsbetrag durch 
den nach der Zeitwerttabelle für den 1. Juli 1966 
geltenden Vervielfacher geteilt wird. Um diesen 
Betrag sollen alle Vierteljahresbeträge ab 1. Juli 
1966 bis zum Endo der Laufzeit der Vermögens- 
abgabe gestundet werden. 

Da die Feststellung der Schäden nach dem Be- 
weissicherungs- und Feststellungsgesetz einige Zeit 
in Anspruch nehmen wird, kann die Stundung erst 
ab einem künftigen Zeitpunkt (1. Juli 1966) wirksam 
werden. 

Zu Nr. 2 (§§ 104, 116 Abs. 3 und § 129 LAG) 

Entspricht der Regierungsvorlage; auf die Be- 
gründung wird verwiesen. 

Zu Nr. 3 (§ 116 Abs. 1 und § 130 a LAG) 

Entspricht materiell-rechtlich der Regierungsvor- 
lage; auf die Begründung wird verwiesen. 

Zu Nr. 4 bis 8 (§§ 146 b, 151 a, 152, 156 und 157 LAG) 

Die Änderungen entsprechen der Regierungsvor- 
lage; auf die Begründung hierzu wird verwiesen. 

Zu Nr. 9 (§ 230 LAG) 

Die Änderung entspricht dem Regierungsentwurf 
und dem Antrag der Abg. Dr. Rutschke und Genos- 
sen. Auf die Begründung des Regierungsenlwiirfs 
hierzu wird verwiesen. 


Zu Nr. 10 (§ 245 LAG) 

Der Ausschuß hält es für geboten, Schäden an 
kleineren Betriebsvermögen stärker als bisher zu 
gewichten, da die Bemessung des Schadens nach 
dem Einheitswert gerade bei diesen dem damit ver- 
bundenen Verlust der Existenzgrundlage nur unzu- 
reichend Rechnung trägt. Dieser Vorschlag berück- 
sichtigt auch den Grundgedanken des Antrags der 
Abg. Dr, Rutschke und Genossen, beschränkt die 
Regelung jedoch auf Schäden unter 5000 RM. 

Zu Nr. 11 (§ 246 LAG) 

Der Ausschuß hält eine nochmalige Verbesserung 
der Hauptentschädigung für notwendig. Dabei 
schlägt er insbesondere Verbesserungen im Bereich 
der mittleren Schäden vor, bei denen bisher die 
Degression sich am stärksten ausgewirkt hat. Da- 
neben hält er es für richtig, bei hohen Schadens- 
beträgen den Entschädigungssatz nicht unter 10 v. H. 
absinken zu lassen. Bei der Beurteilung des Aus- 
maßes der Verbesserung ist zu berücksichtigen, daß 
die Erhöhungsbeträge in der Regel vom 1. Januar 
1953 ab verzinst werden. 

Die gesonderte Ausweisung des im neuen Grund- 
betrag enthaltenen Erhöhungsbetrags in einer wei- 
teren Spalte der Tabelle zu § 246 erscheint im Hin- 
blick auf die Änderung des § 249 (Nr. 12) zweck- 
mäßig. 

Zu Nr. 12 (§ 249 LAG) 

Es war ein besonderes Anliegen des Ausschusses, 
daß die in Nr. 11 vorgeschlagene Erhöhung des 
Grundbetrags der Hauptentschädigung in der Regel 
auch denjenigen Geschädigten zugute kommt, bei 
denen der Grundbelrag schon bisher im Hinblick 
auf das am Währungsstichtag vorhandene Ver- 
mögen zu kürzen war. Um dies zu erreichen, muß 
der doppelte Erhöhungsbetrag dem beim Ver- 
mögensvergleich mit 50 V. H. anzusetzenden An- 
fangsvermögen hinzugerechnet werden. Zu diesem 
Zweck sind die Erhöhungsbeträge in der Tabelle 
des § 246 LAG besonders ausgewiesen. 

Zu Nr. 13 bis 16 (§§ 249 a, 250, 251 und 252 LAG) 

Der Ausschuß schließt sich dem Regierungsent- 
wurf an; auf die Begründung hierzu wird verwiesen. 

Zu Nr. 17 (§ 265 LAG) 

a) Das Bundeskindergeldgesetz, das Bundesversor- 
gungsgesetz, die Reichsversicherungsordnung, 
das Angestelltenversicherungsgesetz und das 
Reichsknappschaftsgesetz sehen aufgrund zwi- 
schenzeitlicher Neuregelungen Leistungen für in 
Ausbildung stehende Kinder über das 25. Lebens- 
jahr hinaus dann vor, wenn die Ausbildung 
durch Erfüllung der gesetzlichen Wehr- oder 
Ersatzdienstpflicht unterbrochen oder verzögert 
worden ist. Der Ausschuß schlägt vor, sich dieser 
Regelung anzupassen. 

Bei dieser Gelegenheit soll die bisher im Gesetz 
zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jah- 
res geregelte Gleichslellung eine solchen Jahres 
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mit der Ausbildung in das Lastcmausgleichsgesetz 
selbst übernommen worden. 

b) Die Änderung ist zur Anpassung an den neu- j 
gefaßten Absatz 2 (Buchstabe a) erforderlich. I 

c) Die Verlängerung der Frist für die Stellung des 
Antrags auf Unterhaltshilfe wegen Erwerbs- 
unfähigkeit bei früher Selbständigen und Gleich- | 
gestellten entspricht der Regierungsvorlage. j 

i 

Zu Nr. 18 (§ 267 LAG) | 

a) Mit der Erhöhung des Einkommenshöchstbetrags i 
und der Sätze der Unterhaltshilfe (vgl. Nr. 19 a) 
folgt der Ausschuß im Grundsatz dem Regie- 
rungsentwurf. In Übereinstimmung mit dem An- 
trag der Abg. Dr. Rutschke und Genossen hält er 
jedoch eine Anhebung des Ehegattenzuschlags 
mit dem gleichen Betrag wie für den Berech- 
tigten für angebracht. Mit dieser Erhöhung wer- 
den nach Auffassung des Ausschusses auch die 
durchschnittlichen Verbesserungen der Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung auf- 
grund des Siebenten Rentenanpassungsgesetzes 
an die Empfänger von Unterhaltshilfe weiter- 
gegeben. 

j 

b) Die cinandoi entsprechenden Verbesserungen j 
der Freibeträge zugunsten von Unfallverletzten ; 
einerseits und von Empfängern von Renten aus : 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder ver- : 
gleichbarer sonstiger Versorgungsbezüge ande- ■ 
rerseits sollen der für 1966 zu erwartenden ; 
erneuten Rentenanpassung Rechnung tragen. Tn ■ 
diesem Zusammenhang erscheint auch eine an- | 
gemessene Erhöhung der Freiheträge bei Ein- I 
künften aus Vermietung und Verpachtung so- | 
wie aus Kapitalvermögen gerechtfertigt. 

c) Dem Ausschuß lagen seitens der Abg. Dr. Rutschke , 
und Genossen sowie auch der Fraktion der SPD 
Anträge mit dem Ziel einer „Verselbständigung" 
des Selbständigenzuschlags gegenüber der Unter- 
haltshilfe vor. Der Ausschuß ist diesen Anregun- 
gen jedoch nicht gefolgt, weil sie sich nur 
schwer mit der Ausgestaltung der Kriegs- 
schadenrente hätten vereinbaren lassen und 
außerdem in Grenzbereichen zu unvertretbaren 
Brüchen geführt hätten. Dem diesen Anregungen 
zugrunde liegenden Anliegen, die Lage der ehe- 
mals Selbständigen noch weiter zu verbessern, 
glaubt der Ausschuß jedoch mit dem Vorschlag 
entsprechen zu können, für Empfänger des Selb- 
ständigenzuschlags zusätzlich einen besonderen 
Freibetrag einzuführen. Hierdurch werden für 
diesen Personenkreis die Einkünfte bis zur 
Hälfte des Selbständigenzuschlags von einer An- 
rechnung freigestellt und solche ehemals Selb- 
ständigen, deren Einkünfte den geltenden Ein- 
kommenshöchstbetrag der Unterhaltshilfe bis 
zur Hälfte des Selbständigenzuschlags über- 
steigen, neu in die Untorhaltshilfe (ünbezogen. 

Zu Nr. 19 (§ 269 LAG) 

d) Die Erhöhung der Sätze der Unterhaltshilfe und ! 
der beiden untersten Stufen des Selbständigen- ! 
Zuschlags entspricht bis auf dh' stärkor(' An- j 


hebung des Ehegattenzuschlags — der Regie- 
rungsvorlage. Auf die Begründung hierzu und 
die Ausführungen zu Nr. 18 Buchstabe a wird 
verwiesen. 

b) Auch die Staffelung und die Erhöhung des Ehe- 
gattenzuschlags zum Selbständigenzuschlag folgt 
uneingeschränkt der Regierungsvorlage. 

c) Die Erhöhung der Zuschläge zum Selbständigen- 
zuschlag bei gleichzeitigem Bezug von Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung ist zur 
Anpassung an die in Nr. 18 Buchstabe b unter 
Doppelbuchstabe bb vorgeschlagene Erhöhung 
der Freibeträge für Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung und vergleichbare sonstige 
Versorgungsbezüge erforderlich. 

Zu Nr. 20 (§ 272 LAG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 

an die in Nr. 17 Buchstabe a vorgesehene Neufas- 
sung des § 265 Abs. 2 LAG. 

Zu Nr. 21 (§ 273 LAG) 

a) Bei der Senkung des Anrechnungssatzes der 
Unterhaltshilfe auf die Hauptenfschädigung hat 
sich der Ausschuß der Regierungsvorlage und 
dem Antrag der Abg. Dr. Rutschke und Genos- 
sen angeschlossen. Ein weitergehender Antrag, 
die Anrechnung auf 5 v. H. zu beschränken, fand 
im Ausschuß keine Mehrheit, da ein so nied- 
riger Satz unangemessen erscheint. 

b) Die Berücksichtigung dreier weiterer Jahrgänge 
früher selbständiger Geschädigter im Rahmen 
der Unterhaltshilfe entspricht dem Regierungs- 
entwurf; auf die Begründung dazu wird ver- 
wiesen. 

c) Die Vorschrift wird durch eine Regelung ergänzt, 
wonach nun auch mithelfende Familienangehö- 
rige ehemals Selbständiger wie diese in die 
Unterhaltshilfe noch hineinwachsen können. Da- 
l)ei ging der Ausschuß davon aus, daß die mit- 
helfenden Familienangehörigen vor der Schädi- 
gung in der Regel keine versicherungspflichtige 
Beschäftigung ausgeübt haben und deshalb keine 
Rentenansprüche aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung, insbesondere nach dem Fremd- 
rentengesetz, erworben haben. Soweit sie im 
Zeitpunkt der Schädigung schon in vorgeschrit- 
tenem Lebensalter standen oder verhältnismäßig 
kurze Zeit danach erwerbsunfähig geworden 
sind, konnten sie sich nach der Schädigung — 
ebenso wie die früher Selbständigen — eine 
neue ausreichende Altersversorgung nicht wie- 
der schaffen. Die Verweisung auf die Anwen- 
dung der Vorschriften über die Unterhaltshilfe 
auf Lebenszeit stellt dabei sicher, daß nur solche 
mithelfenden Familienangehörigen in diese 
Regelung einbezogen werden, bei denen sich 
der Existenzverlusf noch auswirkf. Einer aus- 
drücklichen Vorschrift wie in § 10 Abs. 3 des 
Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus 
der SBZ („sofern der Angehörige außerstande 
ist, für den Berechtigten zu sorgen"), bedarf es 
daher nicht. 
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Zu Nr. 22 (§ 274 LAG) 

Die Vorschrift entspricht dem Rf^gierungsent- 
wurf. 

Zu Nr. 23 (§ 275 LAG) 

a) Bei der Anhebung des Satzes der Unterhalts- 
hilfe für Vollwaisen hat sich der Ausschuß dem 
Regierungsentwurf angeschlossen. Ein weiter- 
gehender Antrag, die Unterhaltshilfe für Voll- 
waisen in noch stärkerem Maße als die übrigen 
Sätze anzuheben, fand im Ausschuß keine Mehr- 
heit. 

b) Die Änderung war im Hinblick auf die Neufas- 
sung des Absatzes 2 (Nr. 17 Buchstabe a) not- 
wendig. 

Zu Nr. 24 (§ 276 LAG) 

Die vorgesehenen Änderungen entsprechen dem 
Regierungsentwurf ; auf die Begründung hierzu wird 
verwiesen. 

Zu Nr. 25 (§ 277 LAG) 

Der Ausschuß hält eine angemessene Erhöhung 
des Sterbegeldes im Hinblick auf die zwischenzeit- 
liche Entwicklung vergleichbarer Leistungen in 
anderen Sozialbereichen für gerechtfertigt. 

Zu Nr. 26 (§ 278 a LAG) 

Die vorgeschlagenen Änderungen übernehmen 
den Regierungsentwurf. Dabei hält es der Äusschuß 
aus Gründen der Gleichbehandlung für geboten, in 
Absatz 6 Nr. 1 Satz 1 auch diejenigen Fälle zu 
berücksichtigen, in denen nach der Erfüllung von 
Hauptentschädigung die Voraussetzungen für die 
Zuerkennung von Unlerhaltshilfe bei Verlust von 
Pensionsanwartschaften in § 273 Abs. 6 Nr. 1 LAG 
und dessen spätere Erweiterung in Nr. 2 durch Ein- 
beziehung mithelfender Familienangehöriger (vgl. 
Nr. 21) geschaffen worden sind. 

Zu Nr. 27 (§ 279 LAG) 

Die Regelung über den Einkommenshöchstbetrag 
der Entschädigungsrente berücksichtigt die in 
Nr. 19 Buchstabe a vorgeschlagene Erhöhung der 
Sätze der Unterhaltshilfe und bezieht zusätzlich den 
Selbständigenzuschlag ein. Hierdurch wird sicher- 
gestellt, daß sich die genannten Verbesserungen in 
vollem Umfang auch bei zusätzlichem Bezug von 
Entschädigungsrente auswirken. 

Zu Nr. 28 und 29 (§§ 282, 284 LAG) 

Die Einbeziehung weiterer Jahrgänge in die Enl- 
schädigungsrente entspricht der gleichen Regelung 
für die Unterhaltshilfe nach Nr. 21 Buchstabe b. Der 
Ausschuß folgt insoweit dem Regierungsentwurf. 

Zu Nr. 30 (§ 287 LAG) 

Der Ausschuß hält es für angebracht, die Vor- 
schriften über das Ruhen der Unterhaltshilfe ent- 
sprechend der Regelung bei längerer Strafhaft nicht 
nur bei strafgerichtlich angeordneter Unterbringung 


in (ünem Arbeitshaus, sondcum allgemein ben 
gc'riciülidu'r Anordnung anzuwenden, dafür aber 
diejenigen Fälle hier auszunehmen, bei denen die 
Unterbringung freiwillig erfolgt ist. Darüber hinaus 
sollen .strafgerichtlich Untergebrachte in Heil- und 
Ptlegeanstalten, Trinkerheilanstalten und Entzie- 
hungsanstalten hinsichtlich der Gewährung von 
Ihrterhaltshille so behandelt werden, wie wenn in 
jedem Falb' eine Überleitung der Unterhaltshilfe 
aut den Kostenträger nach § 292 LAG erfolgt wäre. 
Diese Änderung dient der Gleichbehandlung der 
Geschädigten, die nach der bisherigen Regelung 
nicht in allen Fällen sichergestellt war. 

Zu Nr. 31 (§ 290 LAG) 

Der Vorschlag des Ausschusses folgt der Regie- 
I ungsvorlacfe. Auf die Begründung hierzu wird ver- 
wie.s('n. 

Zu Nr. 32 (§ 292 LAG) 

Die vom Ausschuß aus Gründen der Übersichtlich- 
keit vorgeschlagene Neufassung der Vorschrift um- 
faßt materiell-rechtlich sowohl die Verbesserungs- 
vorschläge des Regierungsentwurfs als auch die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Einbeziehung der 
Kriegsopf('rfürsorge. 

Im Zeitpunkt der Schaffung des § 292 LAG waren 
wesentliche Teile des materiellen Leistungsrechts 
der Kriegsopferfürsorge, damals „soziale Fürsorge 
für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene", 
im allgemeinen Fürsorgerecht geregelt. Geltung für 
die Kriegsopferfürsorge hatte auch bis dahin die 
Uberleitungsvorschrift des § 21 a der Reichsfür- 
sorgepflichtverordnung, die dann für Empfänger 
von Kriegsschadenrente durch die Spezialregelung 
in § 292 LAG ersetzt wurde. 

Die in den Reichsgrundsätzen enthaltenen Vor- 
schriften über die soziale Fürsorge für Kriegs- 
beschädigte und Kriegshinterbliebene wurden 
jedoch nicht in das Bundessozialhilfegesetz, sondern 
durch das Erste Neuordnungsgesetz zum Kriegs- 
opferrecht in das Bundesversorgungsgesetz über- 
nommen und damit formal zu einer Leistung des 
Versorgungsrechts, das eine dem § 292 LAG ent- 
sprechende Vorschrift nicht enthält. Um hieraus 
sich ergebende Zweifel hinsichtlich des Verhält- 
nisses der Kriegsopfeifürsorge zur Kriegsschaden- 
rente zu beseitigen, hält es der Ausschuß in über- 
einslimmung mit dem Bundesrat für geboten, die 
Vorschriften des § 292 LAG auch auf die Leistungen 
der Kriegsopferfürsorge auszudehnen. 

Bei Übernahme der Vorschläge der Bundesregie- 
rung zu Absatz 5 ging der Ausschuß von der Er- 
wägung aus, daß grundsätzlich für den Fall von 
Nachzahlungen nachträglich die gleiche wirtschaft- 
liche Lage hergestellt werden sollte, wie sie nach 
den AT)rschriften des Bundessozialhilfegesetzes im 
Regelfall bei laufender Leistung bestanden hätte. 

Zu Nr. 33 (§ 295 LAG) 

Der Ausschuß ist einmütig der Auffassung, daß 
die Hausratentschädigung zum Abschluß gebracht 
wcMckm soHtcc Er hält hierzu eine letztmalige Auf- 
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Stockung der dritten Entschädigungsstufe für an- 
gemessen, um damit im Verhältnis zur vorher- 
gehenden Stufe den gleichen Absfand zu schaffen 
wie zwischen Entschädigungsstufe 1 und 2. Dar- 
über hinaus hält es der Ausschuß für vertretbar, : 
auch noch eine vierte Rate der Hausratentschädi- 
gung einzuführen. Der Ausschuß glaubt jedoch, daß 
diese Regelung nur noch denjenigen Personen zu- 
gute kommen soll, die den Hausratschaden selbst 
erlitten und einen Haushalt mit überwiegend eige- 
ner Einrichtung geführt haben. 

Angesichts der erheblichen Mehraufwendungen 
hält der Ausschuß die ausdrückliche Vorschrift für 
erforderlich, daß der Anspruch aid diesen weiteren 
Zuschlag zur Hausratentschädigung nur „nach Maß- : 
gäbe der verfügbaren Mittel" erfüllt werden kann. ■ 
Es erscheint ihm auch notwendig, neben der Bar- 
erfüllung auch unbare Erfüllungsmöglichkeiten ent- 
sprechend der Regelung für die Hauptentschädi- 
gung zuzulassen (Schuldverschreibungen, Spar- 
einlagen); zur Durchführung dieser Maßnahmen , 
hält der Ausschuß einen Gesamthöchstbetrag von ^ 
1 Milliarde Deutsche Mark für ausreichend. Der für 
die Hauptentschädigung in § 252 LAG bestimmt(' ; 
entsprechende Betrag (vgl. Nr. 16 Buchstabe b des 
Entwurfs) soll hierdurch nicht berührt werden. 

Zu Nr. :U (§ 301 LAN,) 

Die Änderungen dienen der .Anpassung der Lei- 
stungen aus dem Härlefonds an die Leistungen des 
Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Dcnitsche aus 
der SBZ. Da dieses Gesetz eine Notlage des Ge- 
schädigtem als Voraussetzung tür (üne Leist ungs- 
gewafirung nicht fordert, mußte diese' Vorausset- 
zung, um eine unterschiedliche Behandlung ver- 
gleichbarer Personengruppen zu vermeiden, auch 
in § 301 enttalUm. Ferner mußte auch darauf 
Rücksicht genommen werden, daß das erwähnte ' 
Gesetz eine besondere laufende Beihilfe auch für ' 
nichtanerkannte Sow j('tzonentlüchtling(> gewährt. ; 
Wegen des Wcgfcdls der Notlagevoraussetzung b('- ; 
darf es als Voraussetzung für die Gewährung der ! 
Beihilfe zur Beschaffung von Hausrat ch'r Einfüh- ] 
rung einer Einkornmensgrenze, wie sie auch im ; 
Gesetz über Hilfsmaßnahmen vorgesehen ist. j 

i 

Zu Nr. 35 und 36 (§§ 308, 309 LAG) | 

Die Änderungen entsprechen der Regierungs- j 

Vorlage. | 

Zu Nr. 37 (§ 323 LAG) ' 

Der Ausschuß ist einhellig der Auffassung, daß 
für die Rechnungsjahre 1966 und 1967 nochmals ein 
Betrag von Je 200 Mio DM für Eingliederungs- 
zwecke bereitgestellt werden soll. j 

Zu Nr. 38 und 39 (§§ 327, 334 LAG) 

Der Ausschuß folgt den Vorschlägen der Regie- 
rungsvorlage. Auf die Begründung hierzu wird ver- ' 
wiesen. 

Zu § 2 (Änderung des Feststellungsgesetzes) 

Der Ausschuß hat den Regierungsentwurf über- 
nommen. 


Zu § 3 (Änderung des Währungsausgleichsgesetzes) 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die von der 
Bundesregierung vorgeschlagene und vom Ausschuß 
gebilligte Erweiterung des § 230 Abs. 4 LAG um die 
Erben der vor dem 1. Januar 1962 in der SBZ ver- 
storbenen Geschädigten {§ 1 Nr. 9 Buchstabe b des 
Entwurfs) auch eine entsprechende Anpassung des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 WAG notwendig macht. 

Zu § 4 (Änderung des Vierzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes) 

Die in Nr. 1 vorgesehene engere Verklammerung 
mit § 301 LAG empfiehlt sich, nachdem die Härte- 
regc'lung do's AKG ihre praktische Bedeutung ver- 
loren hat. Im übrigen besteht Veranlassung, durch 
die Neufassung der Nr. 2 ausdrücklich kfarzustellen, 
daß die Gewährung von Beihilfen an Vertriebene im 
Ausland dann nicht in Betracht kommt, wenn sich 
die Bundesrepublik Deutschland bereits an den 
liiianziellen Aufwendungen eines fremden Staates 
zugunsten dieses Personenkreises beteiligt. Die 
Änderung der Nr. 3 ergibt sich schließlich aus der 
Einbeziehung der Umsiedlungsgeschädigten, die 
nicht Vertriebene im Sinne des § 11 LAG sind, in 
die.se Regelung durch das 16. ÄndG LAG. 

Zu § 5 (Änderung des Gesetzes über Hilfsmaßnah- 
men für Deutsche aus der sowjetischen Be- 
satzungszone Deutschlands und dem so- 
wjetisch besetzten Sektor von Berlin) 

Die vorgeschlagenen Änderungen erweisen sich 
nach d(-m Änderungen in § 1 Nr- 17 Buchstabe c so- 
wie* Nr. 21 Buchstaben b und c (Erweiterungen des 
§ 265 -Abs. 4 und des § 273 Äbs. 5 und 6 LÄG) als 
notwendig. 

Zu § 6 (Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes) 

Dc'r .Ausschuß folgt — abgesehen von einer ge- 
ringfiigigen redaktionellen Änderung — der Regie- 
rungsvorlage. Äuf die Begründung hierzu wird ver- 
w ic'sen. 

Zum Zweiten Abschnitt (Sonstige und Überleitungs- 
vorschriften) 

Zu § 7 (Verrechnung von Überbrückungsdarlehen 
mit Hauptentschädigung) 

Die Vorschrift entspricht dem Regierungsentwurf. 

Zu § 8 (Kosten im verwaltungsgerichtlichen Verfah- 
ren bei Klaglosstellung) 

Der Vorschlag des Äusschusses folgt der Regie- 
rungsvorlage. 

Zu § 9 (Neufassung von Gesetzen) 

D('r Ausschuß ist mit der Bundesregierung der 
Auffassung, daß eine Neubekanntmachung desWort- 
fauts des Lastenausgleichsgesetzes und des Fest- 
stc'llungsgesotzes im Hinblick auf die zahlreichen 
Änderungen dringend notwendig ist. Er hat auch 
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das Währungsausgleichsgesetz in die Ermächtigung | 
einbezogen. 

Zu § 10 (Anwendungszeitpunkt) j 

Zu Absatz 1 \ 

Bei der Festlegung der Zeitpunkte, von denen ab : 
die einzelnen Änderungsvorschriften anzuwenden j 
sind, folgt der Ausschuß im Grundsatz dem Regie- j 
rungsentwurf. Diejenigen Änderungen, die Vor- i 
Schriften zeitlosen Charakters oder einmalige Lei- j 
stungen betreffen, müssen vom Inkrafttreten des ! 
Lastenausgleichsgesetzes ab angewendet werden 
(Nr. 1). Entsprechendes gilt für die Änderung des 
Ällgemeinen Kriegsfolgengesetzes (Nr. 2). Die zu- 
sätzliche Förderung von Modernisierungsmaßnah- 
men bei der Hypothekengewinnabgabe sollen vom 
gleichen Zeitpunkt ab wirksam werden wie bei der 
Einkommensteuer (Nr. 3). Die umfangreichen Ände- 
rungen im Bereich der Kriegsschadenrente sollen aus 
Zweckmäßigkeitsgründen von dem Zeitpunkt ab an- 


gewendet werden, von dem ab auch die Rentenerhö- 
hungen nach dem Siebenten Rentenanpassungsge- 
setz bei der Kriegsschadenrente zu berücksichtigen 
sind (Nr. 4). Eine Ausnahme muß für die beiden 
auf die Rentenerhöhung des Jahres 1966 bezogenen 
Änderungen in § 1 Nr. 18 Buchstabe b und Nr. 19 
Buchstabe c gelten (Nr. 6). Die Änderung des Ge- 
setzes über Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der 
SBZ kann nicht vor dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes wirksam werden (Nr. 5). 

Absatz 2 entspricht der Regierungsvorlage. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 soll umfangreiche 
Neuberechnungen im Bereich der Kriegsschaden- 
rente als Folge der Verbesserungen der Haupt- 
entschädigung und damit verbundene Nachzahlun- 
gen für die Vergangenheit vermeiden. Entsprechend 
wurde bei früheren Änderungen der Vorschriften 
über die Hauptentschädigung verfahren (vgl. z. B. 
§ 10 Äbs. 3 des 17. ÄndG LAG, § 13 Abs. 2 des 
14. ÄndG LAG). 


Bonn, den 22. Juni 1965 


Kuntscher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen IV/3383, 
IV/3346 — in der anliegenden Fassung anzuneh- 
men, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzuslimmen: 

Dem Bundesminister der Finanzen wird empfoh- 
len, 

in den Erlaßverfahren nach §§ 54 und 131 LAG 
ab 1. Januar 1965 die Pauschbeträge für die Le- 
benshaltungskosten monatlich wie folgt zu er- 
höhen: 

für die Abgabepflichtigen 

von DM 300 auf DM 400 

für den Ehegatten 

von DM 100 auf DM 150 
für jeden sonstigen Angehörigen 

von DM 50 auf DM 75 

Bonn, den 22. Juni 1965 


Der Ausschuß für den Lastenausgleich 
Kuntscher 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Achtzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(18. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- : 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Änderung von Gesetzen 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 ; 
(Bundesgesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch i 
das Siebzehnte Gesetz zur Änderung des Lastenaus- ‘ 
gleichsgesetzes vom 4. August 1964 (Bundesgesetz- ' 
blatt I S. 5ö5), wird wie folgt geändert: 

1. § 55 a wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Die folgenden Absätze 2 und 3 werden an- 
gefügt: 

„(2) Sind für einen Sowjetzonenflücht- ; 
ling (§§ 3 und 4 des Bundesvertriebenen- i 
gesetzes) oder für eine Person, die er beerbt i 
hat, Schäden nach dem Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetz vom 22. Mai 1965 ; 
(Bundesgesetzbl. I S. 425) festgestellt wor- ' 
den, so sind die nach dem 30. Juni 1966 fäl- ; 
lig gewordenen oder fällig werdenden Vier- | 
teljahrsbeträge, die er als Abgabepflichtiger i 
oder als Erbe eines Abgabepflichtigen schul- ; 
det, auf Antrag bis zur Höhe des aus den j 
Sätzen 2 und 3 sich ergebenden Betrags bis i 
auf weiteres zu stunden. Stundungsbetrag : 
ist der Betrag, dessen Zeitwert (§ 77 Abs. 1 ^ 
Nr. 2 Buchstabe a) zum 1. .Juli 1966 dem Be- ; 
trag entspricht, um den sich der Anspruch ■ 
des Abgabeschuldners auf Hauptentschädi- ^ 
gung erhöhen würde, wenn der festgestellte j 
Schaden wie ein Schaden im Sinne des § 243 j 
zu berücksichtigen wäre; der Erhöhungsbe- ^ 
trag ist vom Ausgleichsamt durch Bescheid ' 
nach § 335 Abs. 1 Satz 2 festzustellen. Sind 
die Vierteljahrsbeträge nach Absatz 1 her- 
abgesetzt worden, so ist der Stundungsbe- 
trag um den Minderungsbetrag nach Ab- , 
sdtz 1 zu kürzen. Der Antrag (Satz 1) ist ' 
innerhalb einer Frist von einem Jahr nach 
Unanfechtbarkeit oder Rechtskraft des Fest- : 
Stellungsbescheids (§ 37 des Beweissiche- : 
rungs- und Feststellungsgesetzes) zu stellen. 


Die Antragsfrist ist eine Ausschlußfrist; 
§§ 86 und 87 der Reichsabgabenordnung fin- 
den entsprechende Anwendung. 

(3) Durch Rechtsverordnung wird be- 
stimmt, in welcher Weise ein Erhöhungsbe- 
trag im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 zu be- 
rechnen ist. Dabei ist von den Grundsätzen 
der §§ 245, 246, 247, 249 und 250 auszugehen 
und insbesondere Bestimmung darüber zu 
treffen, 

1. mit welchem Betrag Schäden an 
privatrechtlichen geldwerten An- 
sprüchen, die auf Reichsmark, 
Deutsche Mark der Deutschen No- 
tenbank oder Mark der Deutschen 
Notenbank lauten, anzusetzen sind, 

2. in welcher Weise abweichend von 
den Grundsätzen des § 249 Abs. 1 
Vermögen, das am 21. Juni 1948 
im Schadensgebiet im Sinne des 
Beweissicherungs- und Feststel- 
lungsgesetzes belegen war und 
nach diesem Zeitpunkt durch Schä- 
den im Sinne des bezeichneten Ge- 
setzes veiiorengegangen ist, außer 
Betracht zu lassen ist." 

2. In § 104 Abs. 1 Satz 1, § 116 Abs. 3 Nr. 1 und 
^ 129 Abs. 5 Satz 2 werden jeweils nach den 
Worten „bis zum 31. Dezember 1965" die fol- 
genden Worte eingefügt: 

„ — war der Wiederaufbau (die Wiederherstel- 
lung) vor dem 1. Januar 1966 durch eine Bau- 
sperre, eine Veränderungssperre oder eine son- 
stige der Sicherung behördlicher Planungen 
oder der Durchführung der Bodenordnung die- 
nende Maßnahme behindert, bis zum Ablauf 
des fünften Jahres nach Ablauf des Kalender- 
jahres, in dem diese Hinderungsgründe weg- 
gefallen sind — ". 

3. a) In § 116 Abs. 1 Nr. 2 und § 130 a werden 

jeweils die Worte „und zum Einbau einer 
Heizungsanlage" ersetzt durch die Worte 
„und bei überwiegend Wohnzwecken die- 
nenden Gebäuden zum Einbau einer Hei- 
zungs- und Warmwasseranlage, zum Um- 
bau von Eenstern und Türen sowie zum 
Anschluß an die Kanalisation oder die Was- 
serversorgung und zum Einbau einer Fahr- 
stuhlanlage bei solchen Gebäuden mit mehr 
als vier Geschossen". 
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b) In der Überschrift des § 130 a werden die | 11. 
folgenden Worte angefügt: „und weitere j 
Modernisierungsmaßnahmen". 


In § 246 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Es werden folgende Schadensgruppen 
gebildet und folgende Grundbeträge festgesetzt: 


4. 


Nach § 146 a wird der folgende § 146 b einge- 
fügt: 

„§ 146 b 


Herabsetzung der Abgabeschuld 
bei Wiederaufbau 


§ 104 gilt mit der Maßgabe, daß die Frist in | 
Absatz 1 Satz 1 allgemein bis auf weiteres ver- | 
längert wird." | 


5. Nach § 151 wird der folgende § 151 a einge- 
fügt: 


„§ 151 a 


Vorrecht für Aufbaukredite j 

I 

§ 116 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, daß die j 
in Nummer 1 genannte Frist allgemein bis auf j 
weiteres verlängert wird." j 


6. In § 152 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten | 
„vorgeschriebenen Wirkung ist" die Worte „bis | 
auf weiteres" eingefügt. Die Worte „bis zum | 
31. Dezember 1965" werden gestrichen. i 


7. In § 156 erhält Absatz 4 folgende Fassung: i 

„(4) Die Beschränkungen des § 129 Abs. 5 | 
Nr. 2, soweit es sich um bebaute Grundstücke I 
handelt, sowie des § 129 Abs. 6 gelten bis auf ■ 
weiteres nicht. § 129 Abs. 5 Satz 2 gilt mit der | 
Maßgabe, daß die dort genannte Frist allge- j 
m(’in bis auf weiteres verlängert wird." | 


8. In § 157 Abs. 1 werden nach den Worten „nach j 

§ 129 können" die Worte „bis auf weiteres" I 
eingefügt. Die Worte „ , vorausgesetzt, daß der j 
Kredit bis zum 31, Dezember 1965 aufgenom- I 
men worden ist" werden gestrichen. j 

9. § 230 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 4 werden nach den Worten 
„'mter Nr. 1, 2 oder 3" die Worte einge- 
fügt „oder unter Absatz 1 Satz 3". 

I 

b) In Absatz 4 werden nach den Worten „der 
Geschädigte" die Worte eingefügt „vor dem 
1. Januar 1962 in der sowietischen Besat- 
zungszone Deutschlands oder im Sowjet- 
sektor von Berlin oder ist er". 

10. ln § 245 wird folgende Nummer 1 a eingefügt: I 

i 

„la. Schäden an Betriebsvermögen sind mit | 
einem um ein Drittel, höchstens jedoch j 
um 500 Reichmark erhöhten Betrag anzu- | 
setzen. Der Erhöhungsbetrag mindert sich | 
um den Betrag, um den die Schäden 4500 ! 
Reichsmark übersteigen." | 


da: in 
cnthalte- 

Grundaetrag in iiPr Ev- 
Dnutscher Mark höhungs- 
betrag 
DM 


1 


^ 2 



4 

1 

bis 

5 000 

der 1 

14 800 


2 

bis 

5 500 

Schadens- 

1 5 150 



3 

bis 

6 200 

betrag, s 
hüchsh'ns 

1 5 650 

100 

4 

bis 

7 200 

jeduch 

i 6 300 

200 

5 

bis 

8 500 


7 150 

350 

6 

bis 

10 000 


8 050 

450 

7 

bis 

12 000 


9 100 

550 

8 

bis 

14 000 


10 250 

700 

9 

bis 

16 000 


11 250 

900 

10 

bis 

18 000 


12 150 

1 100 

11 

bis 

20 000 


13 050 

1 300 

12 

bis 

23 000 


13 800 

1 350 

13 

bis 

26 000 


14 650 

1 400 

14 

bis 

29 000 


15 400 

1 400 

15 

bis 

32 000 


16 150 

1 500 

16 

bis 

36 000 


16 950 

1 500 

17 

bis 

40 000 


17 650 

1 600 

18 

bis 

44 000 


18 250 

1 600 

19 

bis 

48 000 


18 850 

1 700 

20 

bis 

53 000 


19 400 

1 800 

21 

bis 

58 000 


20 000 

1 900 

22 

bis 

63 000 


20 600 

2 000 

23 

bis 

68 000 


21 200 

2 100 

24 

bis 

74 000 


21 850 

2 200 

25 

bis 

80 000 

22 550 

2 300 

26 

bis 

86 000 

23 250 

2 400 

27 

bis 

93 000 

24 000 

2 500 

28 

bis 

100 000 

24 800 

2 600 

29 

bis 

110 000 

25 750 

2 700 

30 

über 110 000 

25 750 

2 800" 




-f 10 V. H. des 



110 000 RM 

übersteigenden 

Schadensbetrags 


Schd- 

dcns- 

iruppo 


Schadensbelrag 
in Reichsmark 


12. In § 249 Abs. 1 werden an Satz 3 die Worte an- 
gefügt; 

„zuzüglich des doppelten Erhöhungsbetrags 
nach § 246 Abs. 2". 

13. In § 249 a erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Soweit die Hauptentschädigung zur Ab- 
geltung von Verlusten an Ansprüchen gewährt 
wird, die Sparanlagen im Sinne des Altsparer- 
gesetzes sind, bleibt der Schaden bei der Be- 
rechnung des Schadensbetrags nach § 245 außer 
Ansatz. Wegen dieser Ansprüche wird zusätz- 
lich ein Grundbetrag (Sparerzuschlag) gewährt. 
Dieser ist mit dem Betrag anzusetzen, der sich 

1. bei Sparanlagen, die nach den im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
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geltenden Vorschriften umzustellen 
gewesen wären, 

durch Anwendung des hiernach 
maßgebenden Umstellungssatzes, 

2. bei Sparanlagen in solchen Währun- 
gen, für welche die in § 245 vorge- 
sehene Rechtsverordnung eine gün- 
stigere Umstellung als 100 zu 10 vor- 
sieht, 

durch Anwendung des in dieser 
Rechtsverordnung bestimmten Hun- 
dertsatzes 

auf den nach dem Fcststellungsgesetz festge- 
stellten Betrag ergibt." 

14. ln § 250 Abs. 4 werden die Sätze 2 und 3 durch 
folgenden Satz ersetzt: 

„Treffen tatsächlich vor dem 1. Januar 1953 ein- 
getretene Vertreibungsschäden mit tatsächlich 
nach dem 31. Dezember 1952 eingetretenen 
Vortreibungsschäden zusammen, ist der Zins- 
zuschlag zu gewähren 

1. vom 1. Januar 1953 ab für denjenigen 
Teil des zuerkannten Endgrundbe- 
trags, der sich für die tatsächlich vor- 
her eingetretenen Vertreibungsschä- 
den allein als Endgrundbotrag erge- 
ben hätte, 

2. vom Beginn des in Satz 1 bestimm- 
ten Viertcü jahrt's ab für den Rest des 
zuerkannten Endgrundbetrags." 

15. In § 251 werden an Absatz 1 folgende Sätze 
angefügt: 

„Erfüllungsbeträge werden, vorbehaltlich dos 
§ 278 a Abs. 2 sowie der auf Grund des § 278 a ; 
Abs. 7 und des § 283 a .Abs. 2 erlassenen Vor- ; 
Schriften, zunächst auf den im Auszahlungsbe- ■ 
frag enthaltenen Zinsznschlag ungeK'chnet. Er- ■ 
höht sich der Zinszuschlag durch Zuerkennung ! 
eines weiteren Grundbetrags, so bleibt diese | 
Erhöhung für die Anrechnung der vorher gelei- : 
steten Erfüllungsbeträge außer Betracht." 

I 

1(). § 252 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Satz 7 wer- 
den jeweils die Worte „für Grundbeträge 
der Hauptentschädigung" gestrichen. 

b) In Absatz 5 werden die Worte „4 Milliarden | 

Deutsche Mark" ersetzt durch die Worte ; 
„6 Milliarden Deutsche Mark". | 

j 

17. § 265 wird wie folgt geändert: 1 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: i 

„(2) Einem Erwerbsunfähigen wird eine i 
alleinstehende Frau ohne Rücksicht auf ihr j 
Lebensalter gleichgestellt, sofern sie bei An- i 
tragstellung für mindestens drei am Tage i 


des Inkrafttretens dieses Gesetzes zu ihrem 
Haushalt gehörende Kinder zu sorgen hat. 
Die Gleichstellung endet, wenn die Zahl der 
Kinder unter zwei sinkt. Als Kinder werden 
eheliche Kinder, Stiefkinder, an Kindes Statt 
angenommene Personen oder sonstige Per- 
sonen, denen die rechtliche Stellung ehe- 
licher Kinder zukommt, und uneheliche Kin- 
der sowie Pflegekinder und, falls die Eltern 
verstorben oder zur Erfüllung ihrer Unter- 
haltsverpflichtung außerstande sind, bei 
dem Geschädigten lebende Enkelkinder be- 
rücksichtigt, 

1. wenn sie das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, oder 

2. w('nn sie sich in Ausbildung befinden 
und das 25. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, im Fall der Verzöge- 
rung oder Unterbrechung der Ausbil- 
dung durch Erfüllung der gesetzlichen 
Wehr- oder Ersatzdienstpflicht auch 
fiir einen der Zeit dieses Dienstes 
entsprechenden Zeitraum über das 
25. Lebensjahr hinaus, oder 

.'1. ohne Rücksicht auf das Lebensalter, 
wenn sie wegen Gebrechlichkeit be- 
sonderer Pflege bedürfen. 

Der Ausbildung steht die Leistung eines 
freiwilligen sozialen Jahres im Sinne des 
Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen 
sozialen Jahres gleich." 

b) In Absatz 3 erhält der erste Halbsatz fol- 
gende Fassung: 

,. Als erwerbsunfähig gelten ferner Vollwai- 
sen unter den Voraussetzungen des Absat- 
zes 2 Satz 3 Nr. 1 und 2;". 

c) In Absatz 4 Satz 2 wird die Jahreszahl 
„1965" erse’zt durch die Jahreszahl „1968". 


18. § 267 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „175" durch die 
Zahl „190", die Zahl „105" durch die Zahl 
„120" und die Zahl „60" durch die Zahl „65" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden ersetzt: 
aa) in Nummer 2 Buchstabe b 



die Zahl 

„41" 

durch 

die 

Zahl 

„48" 



die Zahl 

„47" 

durch 

die 

Zahl 

„54" 

und 


die Zahl 

„57" 

durch 

die 

Zahl 

„64" 

- 

bb) 

in Nummer 6 







die Zahl 

„41" 

durch 

die 

Zahl 

„48" 



die Zahl 

„30" 

durch 

die 

Zahl 

„35" 

und 


die Zahl 

„15" 

durch 

die 

Zahl 

„18" 

- 

cc) 

in Nummer 7 







die Zahl 

„40" 

durch 

die 

Zahl 

„50" 
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dd) in Nummer 8 

die Zahl „30" durch die Zahl „40". 

c) In Absatz 2 wird folgende Nummer 9 ange- 
fügt: 

„9. Ehemals Selbständigen, die einen Zu- 
schlag nach § 269 Abs. 3 erhalten, wird 
zusätzlich ein Freibetrag in Höhe der 
Hälfte des Selbständigenzuschlags ge- 
währt." 


19. § 269 wird wie folgt geändert: 

a) Es werden ersetzt 

in Absatz 1 die Zahl „175" durch die Zahl 
J90", 

in Absatz 2 die Zahl „105" durch die Zahl 
„120" und die Zahl „60" durch die Zahl „65", 

in Absatz 3 Satz 2 die Zahl „30" durch die 
Zahl „40" und die Zahl „45" durch die Zahl 
„50". 

b) In Absatz 3 erhält Satz 3 folgende Fassung: j 

„Der Zuschlag erhöht sich für den nicht | 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten i 

in Zuschlagsstufo um monatlich ; 

1 20 DM, 

2 25 DM, 

3 30 DM, 

4 35 DM, 

5 40 DM, 

6 50 DM." ; 

c) In Absatz 3 Satz 4 wird die Zahl „14" durch j 

die Zahl „21", die Zahl „10" durch die Zahl : 
„15" und die Zahl „5" durch die Zahl „8" j 
ersetzt. 1 

20. In § 272 Abs. 3 erhält der erste Halbsatz des j 

Satzes 1 folgende Fassung: I 

„Bezieht ein Empfänger von Unterhaltshilfe im | 
Zeitpunkt seines Todes Zuschläge für Kinder | 
und werden diese durch den Todesfall Vollwai- ! 
sen, so treten sie an die Stelle des Verstorbe- ' 
nen, solange die Voraussetzungen des § 265 ! 
Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 und 2 erfüllt sind;". ' 


21. § 273 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 wird das Wort „ab" er- 
setzt durch die Worte „bis zum 31. Mai 
1965". 

bb) Folgende Nummer 5 wird eingefügt: 

„5. für die Zeit vom 1. Juni 1965 ab 
geleistete Zahlungen mit 10 vom 
Hundert,". 

cc) Die bisherige Nummer 5 wird Num- 
mer 6. 


b) In Absatz 5 Satz 1 werden ersetzt 

die Jahreszahl „1900" durch die Jahreszahl 
„1903", 

die Jahreszahl „1905" durch die Jahreszahl 
„1908" und 

die Jahreszahl „1964" durch die Jahreszahl 
„1967". 

c) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Unter den Jahrgangs- und Erwerbs- 
unfähigkeitsvoraussetzungen des Absatzes 5 
Satz 1 wird Unterhaltshilfe in entsprechen- 
der Anwendung der Vorschriften über die 
Unterhaltshilfe auf Lebenszeit gewährt 

1. an Personen, welche die Voraus- 
setzungen des § 284 Abs. 2 Satz 1 
erfüllen, 

2. an Personen, deren durch die Schä- 
digung verlorene Existenzgrund- 
lage darauf beruhte, daß sie vor 
der Schädigung mit einem Fami- 
lienangehörigen, der die Voraus- 
setzungen des Absatzes 5 Nr. 1 
und 2 erfüllt, in Haushaltsgemein- 
schaft gelebt haben und von ihm 
wirtschaftlich abhängig waren." 


22. In § 274 Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl „130" er- 
setzt durch die Zahl „150". 


23. § 275 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird die Zahl „90" ersetzt durch 
die Zahl „100". 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Gewährung der Unterhaltshilfe 
endet mit dem Ende des Monats, in dem die 
Voraussetzungen des § 165 Abs. 2 Satz 3 
Nr. 1 und 2 wegfallen, sofern sich nicht aus 
§ 273 Abs. 2 ein früherer Zeitpunkt ergibt." 


24. ln § 276 wird Absatz 4 wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Zahl „50" durch die Zahl 
„65", die Zahl „40" durch die Zahl „50" und 
die Zahl „25" durch die Zahl „30" ersetzt. 

b) In Satz 5 wird die Zahl „69" durch die 
Zahl „75" ersetzt. 

25. In § 277 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „300" 
ersetzt durch die Zahl „500". 


26. § 278 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 wird das Wort „ab" er- 
setzt durch die Worte „bis zum 31. Mai 
1965". 
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bb) Folgende Nummer 5 wird eingefügt: 

„5. für die Zeit vom 1. Juni 1965 ab 
geleistete Zahlungen mit 10 vom 
Hundert,". 

cc) Die bisherige Nummer 5 wird Num- 
mer 6. 

b) ln Absatz 6 Nr. 1 erhält Satz 1 folgende 
Fassung: 

„Sind Ansprüche auf Hauptentschädigung 
durch Barzahlung, Eintragung von Schuld- 
buchforderungen, Aushändigung von Schuld- 
verschreibungen, Begründung von Sparein- 
lagen oder Verrechnung erfüllt worden und 
sind danach die Voraussetzungen für die 
Zuerkennung von Unterhaltshilfe durch Er- 
weiterung des § 273 geschaffen worden, 
wird die Erfüllung auf Antrag rückgängig 
gemacht, soweit sie nach Absatz 5 der Zu- 
erkennung von Unterhaltshilfe auf Lebens- 
zeit entgegensteht." 

27. ln § 279 erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Entschädigungsrente wird gewährt, 
wenn die Einkünfte des Berechtigten insgesamt 
435 Deutsche Mark monatlich nicht übersteigen. 
Dieser Betrag erhöht sich 

1. für den nicht dauernd von dem Be- i 
rechtigten getrennt lebenden Ehe- i 
gatten um 185 Deutsche Mark mo- i 
natlich, 

2. für jedes Kind im Sinne des § 267 
Abs. 1 Nr. 2 um 71 Deutsche Mark 
monatlich, 

3. für Pflegebedürftige im Sinne des 
§ 267 Abs. 1 Sätze 3 bis 6 um die 
Pflegezulage, 

4. für ehemals Selbständige im Sinne 
des § 269 Abs. 3 um den Selbständi- 
genzuschlag. 

Bei unmittelbar geschädigten Vollwaisen im 
Sinne des § 265 Abs. 3 beträgt der Einkom- 
menshöchstbetrag 160 Deutsche Mark monat- 
lich. Wird der Berechnung der Entschädigungs- 
rente der Grundbetrag der Hauptentschädigung 
zugrunde gelegt, erhöht sich der Einkommens- 
höchstbetrag für den Berechtigten auf 635 Deut- ! 
sehe Mark monatlich und für eine Vollwaise | 
auf 260 Deutsche Mark monatlich sowie der | 
Erhöhungsbetrag für den Ehegatten auf j 
235 Deutsche Mark monatlich und für jedes i 
Kind auf 116 Deutsche Mark monatlich," 


In § 282 Abs. 4 

die Jahreszahl 

werden 

„1900" 

ersetzt 

durch 

die 

Jahreszahl 

„1903", 

die Jahreszahl 

„1905" 

durch 

die 

Jahreszahl 

„1908" und 

die Jahreszahl 

„1964" 

durch 

die 

Jahreszahl 


1967". 


j 29. In § 284 Abs. 2 werden ersetzt 

die Jahreszahl „1900" durch die Jahreszahl 

„1903", 

die Jahreszahl „1905" durch die Jahreszahl 

„1908" und 

die Jahreszahl „1964" durch die Jahreszahl 

„1967". 

30. In § 287 Abs. 3 tritt an die Stelle des letzten 
Halbsatzes folgender Satz: 

„Entsprechendes gilt bei gerichtlich angeord- 
neter Unterbringung in einem Arbeitshaus 
oder in Sicherungsverwahrung; bei strafgericht- 
lich angeordnetor Unterbringung in einer Heil- 
oder Pflegeanstalt, einer Trinkerheilanstalt 
oder einer Entziehungsanstalt wird Unterhalts- 
hilfe nur bis zu der Höhe gewährt, in der sie 
nach § 292 Abs. 4 nicht auf den Träger der 
Sozialhilfe übergeleitet werden könnte oder in 
der ein Taschengeld zu gewähren wäre." 


31. § 290 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort „zehn" 
ersetzt durch die Zahl „20". 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Vorfahren vor den Gerichten zur Durch- 
setzung des Anspruchs auf unmittelbare Be- 
wirkung von Leistungen an den Ausgleichs- 
fonds nach den Sätzen 1 und 2 sind kosten- 
frei." 

32. § 292 erhält folgende Fassung: 

„§ 292 

Verhältnis zur Sozialhilfe, zur Kriegsopfer- 
lürsorge sowie zur Arbeitslosenversicherung 
und zur Arbeitslosenhilfe 

(1) Für Berechtigte, bei denen trotz Bezugs 
von Kriegsschadenrente die Voraussetzungen 
für die Gewährung von Sozialhilfe oder Kriegs- 
opferfürsorge vorliegen, gelten ergänzend die 
Vorschriften des Bundessozialhilfegesetzes oder 
die Vorschriften des Bundesversorgungsgeset- 
zes über die Kriegsopferfürsorge. 

(2) Als Teil eines Vermögens, von dessen 
Verbrauch oder Verwertung die Gewährung 
von Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge nicht 
abhängig gemacht werden darf, gilt 

1. die nach § 274 gewährte Unterhalts- 
hilfe, höchstens jedoch monatlich 
75 Deutsche Mark, 

2. der 4 vom Hundert des Grundbetrags 
übersteigende Teil der Entschädi- 
gungsrente nach § 280 oder 

3. die Hälfte des Auszahlungsbetrags 
der Entschädigungsrente nach § 284. 
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(3) Auf Nachzahlungen an Unterhaltshille • 
lür zurückliegende Monate wird für den glei- 
chen Zeitraum nach Abschnitt 2 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes oder nach den Vorschriften 
über die Kriegsopferfürsorge gewährte Hilfe 
zum Lebensunterhalt angcrechnet; dies gilt 
nicht für einmalige Leistungen aidlerhalb von 
Anstalten, Heimen oder gleichartigen Einrich- 
tungen. Bei Unterhaltshilte nach § 274 ist die 
Anrechnung auf den 75 Deutsche Mark monat- 
lich übersteigenden Betrag beschränkt. Der An- 
spruch auf Nachzahlung geht in Höhe der ange- 
rechneten Beträge auf den Träger der Sozial- 
hilfe oder den Träger der Kriegsopferfürsorge 
über. Entsprechendes gilt für den nicht unter 
Absatz 2 Nr. 2 ochn 3 fallenden Teil der Ent- 
schädigungsrente. Ist die Hille zum Lebens- 
unterhalt in einer Anstalt, einem Heim oder 
einer gleichartigen Einrichtung gewährt worden, 
hat der Träger der Sozialhilfe oder der Träger 
der Kriegsopferfürsorge für den Nachzahlungs- 
zeitraum das Taschengeld nach den Sätzen des 
Absatzes 4 zu gewähren. 

(4) Wird für den Berechtigten oder seine 
nach § 269 Abs. 2 zuschlagsberechtigten Ange- 
hörigen, im Falle des § 274 für den nicht dau- 
ernd von ihm getrennt lebenden Ehegatten, Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach Abschnitt 2 des Bun- 
dessozialhilfegesetzes oder ergänzende Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach den Vorschriften | 
über die Kriegsopferfürsorge in einer Anstalt, 
einem Heim oder einer gleichartigen Einrich- , 
tung gewährt, kann der Träger der Sozialhilfe 
oder der Träger der Kriegsopferfürsorge zum 
Ersatz seiner Aufwendungen laufende Zahlun- 
gen an Kriegsschadenrente wie folgt auf sich 
überleiten: 

1. Wird Unterhaltshilte gewährt, kann 
der Anspruch bis zur vollen Höhe des 
für die untergebrachte Person oder 
die untergebrachten Ehegatten in Be- 
tracht kommenden Satzes der Unter- 
haltshilfe, im Falle des Absatzes 2 
Nr. 1 jedoch nur in Höhe des 75 Deut- 
sche Mark übersteigenden Betrags 
übergeleitet werden; bei nicht dau- 
ernd getrennt lebenden Ehegatten gilt 
als Satz der Unterhaltshilfe der Zu- 
schlagsbetrag nach § 269 Abs. 2 auch 
dann, wenn der Berechtigte selbst, : 
nicht jedoch sein Ehegatte die Hilfe I 
zum Lebensunterhalt in einer Anstalt, | 
einem Heim oder einer gleichartigen | 
Einrichtung erhält. Bis zur Höhe des ^ 
Selbstäncligenzuschlags nach § 269 ■ 
Abs. 3 kann der Anspruch auf Unter- ^ 
haltshilfe nur übergeleitet werden, 
wenn die Hilfe zum Lebensunterhall 
einem alleinstehenden Berechtigten 
oder gleichzeitig untergebrachten Ehe- 
gatten gewählt wird; ist von nicht 
dauernd getrennt lebenden Ehegat- 
ten nur ein Ehegatte untergebracht, 
kann nur thu' Erhöhungsbetrag nach 
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§ 269 Abs. 3 Satz 3 übergeleitet wer- 
den. 

2. Wird Entschädigungsrente allein oder 
neben Unterhaltshilfe gewährt, kann 
der nicht unter Absatz 2 Nr. 2 und 3 
fallende Teil der Entschädigungsrente, 
bei Vorauszahlungen auf Entschädi- 
gungsrente nach § 281 der Betrag von 
20 Deutsche Mark übergeleitet wer- 
den. 

Der Träger der Sozialhilfe oder der Träger der 
Kriegsopferfürsorge gewährt, soweit nicht schon 
ein entsprechender Betrag aus nicht in An- 
''pruch genommenen Teilen der Kriegsschaden- 
rente oder sonstiger Einkünfte zur Verfügung 
steht, der untergebrachten Person zur Deckung 
kleinerer persönlicher Bedürfnisse ein monat- 
liches Taschengeld in folgender Höhe: 

einem alleinstehenden Berechtigten 

oder einem Ehegatten 25 Deutsche Mark, 

gemeinsam untergebrachten Ehegatten 

37 Deutsche Mark, 

Kindern und Vollwaisen je 7 Deutsche Mark. 

Ist der Auszahlungsbetrag der Kriegsschaden- 
rente geringer als das Taschengeld, so erstattet 
der Ausgleichsfonds dem Träger der Sozialhilfe 
oder dem Träger der Kriegsopferfürsorge für 
den Berechtigten oder seinen Ehegatten 5 Deut- 
sche Mark, für Ehepaare 7,50 Deutsche Mark 
und für Kinder oder Vollwaisen je 2 Deutsche 
Mark monatlich. 

(5) Für die Gewährung von der Unterhalts- 
hilfe vergleichbaren Leistungen an Hilfe in be- 
sonderen Lebenslagen nach Abschnitt 3 des Bun- 
dessozialhilfegesetzes gelten die Absätze 3 und 
4 entsprechend, soweit nach § 28 in Verbindung 
mit Abschnitt 4 des Bundessozialhilfegesetzes 
dem Hilfesuchenden, seinem Ehegatten und sei- 
nen Eltern der Einsatz des Einkommens zuzu- 
muten ist. Entsprechendes gilt für Leistungen 
nach den §§ 26, 27, 27 a Abs. 2 und § 27 b des 
Bundesversorgungsgesetzes. 

(6) Das Arbeitslosengeld und die Unterstüt- 
zung aus der Arbeitslosenhilfe sind Einkünfte 
im Sinne des § 267 Abs. 2 und Rentenleistungen 
im Sinne dieses Abschnitts." 

33. § 295 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird jeweils die Zahl „1800" 
ersetzt durch die Zahl „2000". 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Ist dem am 1. Januar 1966 Berech- 
tigten der Verlust von Hausrat als unmittel- 
bar Geschädigtem entstanden, wird auf An- 
trag zu dem Entschädigungsbetrag nach Ab- 
satz 1 Satz 1 ein Anspruch auf einen weite- 
ren Zuschlag in Höhe von 300 Deutsche 
Mark zuerkannt, der nach Maßgabe dcu' ver- 
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iügbdrcn Mitt('l (mIüIIL wird. § 252 Abs. 2 
bis 5 sind entsprechend anzuwendr'n. Die 
Erfüllung der Ansprüche nach Satz 2 ist un- 
beschadet des in § 252 Abs. 5 bezoichneten ; 
Betrags bis zu einem Gesamtbetrag von 
einer Milliarde Deutsche Mark zulässig." 


34. § 301 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „sie 
durch Schäden" ersetzt durch die Worte 
„ihnen Schäden entstanden sind" sowie die 
Worte „in eine Notlage geraten sind" ge- 
strichen. 

b) In Absatz 1 wird Satz 3 gestrichen. 

c) Die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fas- 
sung; 

„(3) Leistungen aus dem Härtefonds wer- 
den als Beihilfe zum Lebensunterhalt, als 
besondere laufende Beihilfe, als Beihilfe zur 
Beschaffung von Hausrat sowie als Darlehen 
zur Beschaffung von Wohnraum oder zum 
Existenzaufbau gewährt. Zur Beihilfe zum 
Lebensunterhalt werden Krankenversor- : 
gung nach § 276 und Sterbegeld nach § 277 
gewährt. Die Leistungen aus dem Härte- 
fonds an den einzelnen Geschädigten dürfen 
die in diesem Gesetz vorgesehenen entspre- 
chenden Ausgleichsleistungen nicht überstei- 
gen. 

(4) Durch Rechtsverordnung wird Nähe- 
res bestimmt 

1. über die Gruppen von Personen, ; 
die Leistungen aus dem Härtefonds i 
erhalten können (Absatz 1), 

2. über die Voraussetzungen und den | 
Umfang der Leistungen (Absatz 3) ! 
in Anlehnung an die Vorschriften, ^ 
die für vergleichbare Leistungen ; 
an Geschädigte im Sinne dieses ' 
Gesetzes gelten. 

Die Gewährung der besonderen laufenden i 
Beihilfe ist in entsprechender Anwendung I 
des § 301 a Abs. 3 für solche Geschädigte ! 
vorzusehen, bei denen Voraussetzungen vor- ■ 
liegen, die den in § 273 Abs. 5 Nr. 1 und 2 j 
sowie Abs. 6 Nr. 1 und 2 bezeichneten Vor- i 
aussetzungen vergleichbar sind. Die Gewäh- 
rung der Beihilfe zur Beschaffung von Haus- : 
rat kann von einer Einkommensgrenze ab- 
hängig gemacht werden." 


35. In § 308 Abs. 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Ein Ausgleichsamt kann für mehrere Kreise 
eingerichtet werden, wenn dies aus Gründen 
der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung gebo- 
ten ist." 
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36. In § 300 Al)s. 4 wird tolgender Satz 2 eingefügt: 

„Wird ein Ausgleichsamt für mehrere Kreise 
(üngeriditet, bestimmt die Landesregierung dar- 
über, welche Wahlkörperschaft für die Wahl der 
Beisitzer zuständig ist." 

37. In § 323 Abs. 1 erhält Satz 3 folgende Fassung: 

„Im Rechnungsjahr 1965 wird zusätzlich ein 
Betrag von 200 Millionen Deutsche Mark, in 
den Rechnungsjahren 1966 und 1967 unbescha- 
det des Absatzes 8 ein Betrag von je 200 Millio- 
nen Deutsche Mark bereitgestellt." 

38. In § 327 wird an Absatz 2 folgender Satz ange- 
fügt: 

„Dabei ist die Zulassung von der Zuverlässig- 
keit, Eignung und Sachkunde abhängig zu ma- 
chen." 

39. ln § 334 erhält Absatz 2 folgende Fassung; 

„(2) Die notwendigen Kosten des Verfah- 
rens vor den .A.usgleichsbehörden einschließlich 
der bei diesen gebildeten Ausschüsse dürfen 
denn .Antragsteller nicht auferlegt werden. Die 
Kosten einer Vertretung trägt der Antragsteller; 
dies gilt nicht für das Beschwerdeverfahren, so- 
weit die Zuziehung eines Bevollmächtigten zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwen- 
dig und die Beschwerde begründet war. Uber die 
Tragung der Kosten wird bei Entscheidung zur 
Sache mitentschieden." 

§ 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz in der Fassung vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. 1 S. 534), zuletzt 
geändert durch das Siebzehnte Gesetz zur Ände- 
rung des Lastenausgleichsgesetzes vom 4. August 
1964 (Bundesgesetzbl. I S. 585), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „vorbehaltlich 
der Absätze 2 und 3" ersetzt durch die Worte 
„vorbehaltlich der Absätze 2, 3 und 5". 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Vertreibungsschäden an Ansprüchen 
auf den Pflichtteil werden wie Vertreibungs- 
schäden an den zum Nachlaß gehörenden 
Wirtschaftsgütern berechnet. Dabei wird dem 
Pflichtteilsberechtigten die Hälfte des gesetz- 
lichen Erbteils als Miteigentum an diesen 
Wirtschaftsgütern zugerechnet. Der Schaden 
der Erben vermindert sich entsprechend; Ver- 
bindlichkeiten der Erben aus dem Anspruch 
auf den Pflichtteil sind nicht nach § 12 Ahs. 3 
gesondert festzustellen." 

2. In § 43 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe d erhält Doppel- 
buchstabe bb folgende Fassung: 
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„bb) wenn der Betrieb vor dem Währungsstich- 
tag eingestellt oder aus anderen Gründen 
ein Einheitswert auf den Währungsstichtag 
nicht festgestellt worden ist,". 

§ 3 

Änderung des Währungsausgleichsgesetzes 

In § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über einen Wäh- 
rungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener in 
der Fassung vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 546), zuletzt geändert durch das Sechzehnte Ge- 
setz zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 
23. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 360), erhält Satz 3 
folgende Fassung: 

„Ist der vertriebene Sparer nach der Vertreibung 
und vor dem 1. April 1952 verstorben, so steht der 
Anspruch denjenigen Personen, die am 1. April 1952 
seine Erben oder weitere Erben waren, nach ihrem 
Anteil am Nachlaß des Verstorbenen zu; entspre- 
chendes gilt für Personen, die Erben oder weitere 
Erben eines nach dem 31. März 1952 und vor dem 

1. Januar 1962 in der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder im Sowjetsektor von Berlin ver- 
storbenen vertriebenen Sparers geworden sind." 

§ 4 

Änderung des Vierzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

§ 10 des Vierzehnten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 26. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 785), geändert durch § 4 des Sechzehn- 
ten Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs- 
gesetzes vom 23. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 360), 
wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 erhalten die Sätze 2 und 3 folgende 
Fassung: 

„Im übrigen müssen die persönlichen und sach- 
lichen Voraussetzungen für die Gewährung von 
Leistungen entsprechend § 301 Abs. 3 und 4 des 
Lastenausgleichsgesetzes erfüllt sein. Die Lei- 
stungen dürfen nach Art und Höhe höchstens 
den Umfang der Leistungen nach § 301 des 
Lastenausgleichsgesetzes erreichen." 

2. Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Das Nähere zur Durchführung der Absätze 
1 und 2 wird durch Richtlinien der Bundesregie- 
rung bestimmt. Diese können wegen besonderer 
Verhältnisse des nach Absatz 1 berücksichtigten 
Personenkreises sowie zur Anpassung an die tat- 
sächlichen und rechtlichen Verhältnisse des Auf- 
enthaltslandes auch die Gewährung nur einzel- 
ner Beihilfearten oder von Leistungen in unter- 
schiedlicher Höhe vorsehen. Soweit dies zur Ver- 
meidung besonderer Härten veranlaßt ist, kön- 
nen ferner Beihilfen auch an Vertriebene nicht- 
deutscher Staatsangehörigkeit sowie an Perso- 
nen, die, ohne Vertriebene zu sein, Schäden im 
Zuge von Umsiedlungsmaßnahmen erlitten ha- 


ben, vorgesehen werden; das gilt nicht für Per- 
sonen, die Staatsangehörige von Staaten sind 
oder waren, zu deren finanziellen Aufwendun- 
gen für Vertriebene die Bundesrepublik Deutsch- 
land auf Grund besonderer Verträge beiträgt, 
sowie für Personen, die ihren Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt in einem solchen Staate 
haben. Anstelle einer Beihilfe zum Lebensunter- 

^ halt kann ein angemessener Kapitalbetrag ge- 

I währt werden." 

j 3. In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „Vertrei- 
bungsschäden im Sinne des § 12 des Lastenaus- 

1 gleichsgesetzes" ersetzt durch die Worte „Schä- 

I den im Sinne des Absatzes 1 und des Absatzes 3 

i Satz 3". 

! 

§ 5 

Änderung des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für 
Deutsche aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem sowjetisch besetzten Sektor 
von Berlin 

§ 11 des Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Deut- 
sche aus der sowjetischen Besatzungszone Deutsch- 
I lands und dem sowjetisch besetzten Sektor von Ber- 
j lin vom 1965 (Bundesgesetzbl. I S. ) wird 
; wie folgt geändert: 

j 1. In Absatz 1 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Weitere Voraussetzung ist, daß der Berechtigte 
vor dem 1. Januar 1903 (eine Frau vor dem 1. Ja- 
nuar 1908) geboren ist." 

2. In Absatz 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Die Erwerbsunfähigkeit muß spätestens am 
31. Dezember 1967 Vorgelegen haben und der 
Antrag auf Beihilfe zum Lebensunterhalt bis zum 
31. Dezember 1968 gestellt werden." 

3. In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes" ersetzt durch die 
Worte „nach dem 31. Dezember 1967". 

§ 6 

Änderung des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 

Das Allgemeine Kriegsfolgengesetz vom 5. No- 
vember 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747), zuletzt ge- 
ändert durch das Vierzehnte Gesetz zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes vom 26. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 785), wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 1 wird folgende Nummer 2 a einge- 
fügt: 

„2 a. nach dem 31. Dezember 1952 aus der sowje- 
tischen Besatzungszone oder aus dem So- 
wjetsektor von Berlin, ohne daß sie dort 
durch ihr Verhalten gegen die Grundsätze 
der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit 
verstoßen haben, im Wege der Notauf- 
nahme oder eines vergleichbaren Verfah- 
r('ns zugezogen sind und am 31. Dezember 
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1961 ihren Wohnsitz oder ständigen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Geset- 
zes gehabt haben oder". 

2. In § 28 Abs. 1 wird folgende Nummer 4 ange- 
fügt: 

„4- in den Fällen des § 6 Abs. 1 Nr. 2 a mit dem : 
Inkrafttreten des Achtzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom : 
1965 (Bundesgesetzbl. I )." ■ 

3. § 33 wird wie folgt geändert: i 

a) In Absatz 2 wird folgende Nummer I a ein- ; 
gefügt: 

1 

„1 a. natürlichen Personen, die nach dem i 
31. Dezember 1952 aus der sowjetischen ! 
Besatzungszone oder aus dem Sowjet- | 
Sektor von Berlin, ohne daß sie dort | 
durch ihr Verhalten gegen die Grund- ' 
Sätze der Menschlichkeit oder Rechts- ! 
Staatlichkeit verstoßen haben, im Wege | 
der Notaufnahme oder eines vergleich- : 
baren Verfahrens zugezogen sind, am 1 
31. Dezember 1961 ihren Wohnsitz oder ; 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbe- : 
reich dieses Gesetzes gehabt haben und : 
die zu dem Zeitpunkt der Begründung ' 
des Wohnsitzes oder des ständigen Auf- ; 
enthalts Deutsche im Sinne des Artikels 
116 des Grundgesetzes waren;". 

b) In Absatz 2 wird folgende Nummer 2 a ein- 
gefügt: 

„2 a. natürlichen Personen, die am 31. Dezem- : 
her 1952 Deutsche im Sinne des Artikels 
116 des Grundgesetzes waren und die ; 
in der sowjetischen Besatzungszone : 
Deutschlands oder im Sowjetsektor von i 
Berlin ihren letzten Wohnsitz oder ihren 
letzten ständigen Aufenthalt hatten und 
vor dem 1. Januar 1962 verstorben sind, 
sofern ein Erbe die Voraussetzungen ; 
der Nummern 1, 1 a oder 2 erfüllt;". 

4. In § 46 Abs. 2 wird 

a) als neuer Satz 1 eingefügt: 

„In den Fällen des § 33 Abs. 2 Nr. 1 a beginnt i 
die Anmeldefrist mit dem Inkrafttreten des | 
Achtzehnten Gesetzes zur Änderung des ' 
Lastenausgleichsgesetzes" ; 

b) der bisherige Satz 1 neuer Satz 2; 

c) nach Satz 2 als neuer Satz 3 eingefügt: 

„ln den Fällen des § 33 Abs. 2 Nr. 2 a beginnt 
die Anmeldefrist, wenn der Erbe die Voraus- 
setzungen des § 33 Abs. 2 Nr. 1 oder 1 a er- 
füllt, mit dem Inkrafttreten des Achtzehnten ’ 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichs- ; 
gesetzes, wenn der Erbe die Voraussetzungen : 
des § 33 Abs. 2 Nr. 2 erfüllt, mit dem Ablauf 


des Monats, in dem er seinen Wohnsitz oder 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes genommen hat, jedoch nicht vor 
dem Inkrafttreten des Achtzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes"; 

d) der bisherige Satz 2 neuer Satz 4, wobei die 
Worte „Satz 1" durch die Worte „Satz 2" er- 
setzt werden. 

5. In § 53 Abs. 1 werden nach dem Wort „Sperr- 
vermerks" die Worte eingefügt „und die Versa- 
gung der Nachsicht von der Versäumnis der in 
§ 46 bezeichneten Frist". 


ZWEITER ABSCHNITT 
Sonstige und Überleitungsvorschriften 

§ 7 

Verrechnung von Überbrückungsdarlehen mit 
Hauptentschädigung 

Ist ein Darlehen nach den Richtlinien über die Ge- 
währung von Darlehen an Reparations-, Restitu- 
tions- und Rückerstattungsgeschädigte vom 4. Juni 
1960 (Bundesanzeiger Nr. 185 vom 24. September 
1960) in ihrer jeweils geltenden Fassung gewährt 
und danach ein Anspruch auf Flauptentschädigung 
erstmals zuerkannt oder ein schon vorher zuerkann- 
ter Anspruch nachträglich erhöht worden, ist ein sich 
bei Anwendung des § 10 der Richtlinien ergeben- 
der zuviel gezahlter Darlehensbetrag mit dem An- 
spruch auf flauptentschädigung so zu verrechnen, 
als ob in Höhe dieses Betrags im Zeitpunkt der Dar- 
lehensgewährung Hauptentschädigung erfüllt wor- 
den wäre. 

§ 8 

Kosten im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
bei Klaglosstellung 

Soweit ein Beteiligter während eines im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhängigen ver- 
waltungsgerichtlichen Verfahrens über die Schadens- 
feststellung oder die Gewährung von Ausgleichslei- 
stungen dadurch klaglos gestellt wird, daß in Durch- 
führung dieses Gesetzes ein Bescheid zu seinen Gun- 
sten erlassen wird, oder wenn ein Beteiligter wegen 
eines solchen Bescheids ein Rechtsmittel zurück- 
nimmt, werden Gerichtskosten nicht erhoben; jede 
Partei trägt ihre außergerichtlichen Kosten. 

§ 9 

Neufassung von Gesetzen 

De': Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Lastenausgleichsgesetzes, des 
Feststellungsgesetzes und des Gesetzes über einen 
Währungsausgleich für Sparguthaben Vertriebener 
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sowie der hicuzu erlassenen Rechtsverordnungen in 
der Fassung, die sich aus den dazu ergangenen 
Änderungsgesetzen oder -Verordnungen ergibt, mit 
neuem Datum, unter neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


§ 10 

Anwendungszeitpunkt 

(1) Von den Vorschriften dieses Gesetzes sind 
anzuwenden 

1. § 1 Nr. 9 bis 15, 33 und 38 sowie §§ 2 und 
3 mit Wirkung vom Inkrafttreten des La- 
stenausgleichsgesetzes (§ 375) ab, 

2. § 6 Nr. 1 bis 4 mit Wirkung vom Inkraft- > 
treten des Allgemeinen Kriegsfolgengeset- : 
zes (§ 112) ab, 

3. § 1 Nr. 3 mit Wirkung vom 1. Januar 19G5 j 
ab, 

I 

4. § 1 Nr. 17, Nr. 18 Buchstaben a und c, Nr. | 
19 Buchstaben a und b, Nr. 20 bis 32 i 
sowie Nr. 34 mit Wirkung vom 1. Juni | 
1965 ab, 

5. § 5 mit Wirkung vom Inkrafttreten des ' 

Gesetzes über Hilfsmaßnahmen für Deut- 
sche aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands und dem sowjetisch besetz- , 
ten Sektor von Berlin (§ 25) ab, ; 


I 6. § 1 Nr. 18 Buchstabe b und Nr. 19 Buch- 

! .stcib(' c mit Wirkung vom 1. Juni 1966 ab. 

: (2) ln den Fällen des § 2 Nr. 1 bleiben bis zum 

i Inkrafttreten dieses Gesetzes ergangene unanfecht- 
I bare Entscheidungen über die Feststellung von Schä- 
, den Ptlichtteilsberechtigter unberührt. 

(3) Für die Anwendung der §§ 266, 272, 273, 280 
; und 282 des Lastenausgleichsgesetzes sind für den 
; Zeitraum vor dem 1. Juni 1965 die §§ 245, 246 und 
249 des Lastenausgleichsgesetzes in der vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung 
maßgebend. § 7 Abs. 3 des Vierzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes gilt ent- 
sprechend mit der Maßgabe, daß eine Abgeltungs- 
summe bis zum 31. Dezember 1966 zu zahlen ist. 

§ 11 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundcsgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Nachtrag zu Drucksache IV/ 3645 


Nachtrag 

zum Schriftlichen Bericht 
des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Achtzehnten Gesetzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (18. ÄndG LAG) 

— Drucksache IV/ 3383 — 

über den von den Abgeordneten Dr. Rutschke, Weber 
(Georgenau), Schmidt (Kempten), Dr. Danz, Reichmann und 
Genossen eingebrachten Entwurf eines Achtzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (18. ÄndG LAG) 

— Drucksache IV/ 3346 — 


§ 1 Nr, 14, Nr. 33 Buchstabe b und Nr. 37 der Be- 
schlüsse des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(15. Ausschuß) — Drucksache IV/3645 — erhalten 
folgende Fassung; j 

1. In § 1 erhält Nr. 14 folgende Fassung: 

„14. § 250 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 treten an Stelle der Worte 
„des Absatzes 4 “ die Worte „der Ab- 
sätze 4 und 5". 

b) In dem Absatz 4 Satz 1 werden nach dem 
Wort „Zinszuschlag" die Worte einge- 
fügt „vorbehaltlich des Absatzes 5". 

c) In Absatz 4 werden die Sätze 2 und 3 
durch folgenden Satz ersetzt: 

„Treffen tatsächlich vor dem 1. Januar 
1953 eingetretene Vetreibungsschäden 
mit tatsächlich nach dem 31. Dezember 
1952 eingetretenen Vertreibungsschäden j 
zusammen, ist der Zinszuschlag vorbe- ; 
haltlich des Absatzes 5 zu gewähren ! 


1. vom 1. Januar 1953 ab für denjeni- 
gen Teil des zuerkannten Endgrund- 
betrags, der sich für die tatsächlich 
vorher eingetretenen Vertreibungs- 
Schäden allein als Endgrundbetrag 
ergeben hätte, 

2. vom Beginn des in Satz 1 bestimmten 
Vierteljahres ab für den Rest des zu- 
erkannten Endgrundbetrags." 

d) Folgende Absätze 5 und 6 werden ange- 
fügt: 

„(5) übersteigt der zuerkannte End- 
grundbetrag den Endgrundbetrag, der 
sich nach der vor dem 1. Juli 1965 gel- 
tenden Fassung der §§ 243 bis 249 a er- 
geben hätte (früherer Endgrundbetrag), 
wird der Zinszuschlag für den überstei- 
genden Betrag (Mehrbetrag) erst vom 
1. Juli 1965 ab gewährt, sofern und so- 
weit der Zinszuschlag nicht nach Ab- 
satz 4 von einem späteren Zeitpunkt ab 
zu gewähren ist. 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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(6) Sind in den Fällen des Absatzes 5 ' 
Aufbaudarlehen nach § 258 oder Zahlun- 
gen an Kriegsschadenrente nach §§ 278 a, 
283 und 283 a mit Wirkung auf einen j 
vor dem 1. Juli 1965 liegenden Zeitpunkt ' 
auf die Hauptentschädigung anzurech- ' 
nen, hat die Anrechnung auf den frühe- 
ren Endgrundbetrag Vorrang vor der ; 
Anrechnung auf den Mehrbetrag. Für die | 
Fälle des Absatzes 4 gilt dies entspre- : 

chend." | 

i 

2. In § 1 Nr. 33 erhält Buchstabe b folgende Fas- ! 
sung: 

„b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Durch Rechtsverordnung kann be- 
stimmt werden, daß dem am 1. Januar 1966 
Berechtigten, dem der Verlust von Hausrat 
als unmittelbar Geschädigtem entstanden ist, 
ab 1. Januar 1967 auf Antrag zu dem Ent- 
schädigungsbetrag nach Absatz 1 Satz 1 ein 


Anspruch auf einen weiteren Zuschlag in 
Höhe von 300 Deutsche Mark zuerkannt 
wird. Diese Ansprüche werden nach Maß- 
gabe der verfügbaren Mittel erfüllt. Durch 
Rechtsverordnung kann die Reihenfolge der 
Erfüllung bestimmt werden. § 252 Abs. 3 bis 5 
ist entsprechend anzuwenden. Die Erfüllung 
der Ansprüche nach Satz 4 ist unbeschadet 
des in § 252 Abs. 5 bezeichneten Betrags bis 
zu einem Gesamtbetrag von einer Milliarde 
Deutsche Mark zulässig." 

3. In § 1 erhält Nr. 37 folgende Fassung: 

„37. In § 323 wird an Absatz 1 folgender Satz 4 
angefügt: 

„Durch Rechtsverordnung können ab 1. Ja- 
nuar 1966 unbeschadet des Absatzes 8 nach 
Maßgabe der verfügbaren Mittel für künf- 
tige Rechnungsjahre bis zu je 200 Millionen 
Deutsche Mark, insgesamt bis zu 400 Millio- 
nen Deutsche Mark, bereitgestellt werden." 


Bonn, den 1. Juli 1965 


Der Ausschuß für den Lastenausgleich 
Kuntscher 

Vorsitzender und Berichterstatter 


angenommen in der 195. Plenarsitzung am 1. Juli 1965 
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